
Waren bisher der Ver-
waltungsgerichts-
hof, die Unabhängi-

gen Verwaltungssenate und
der Asylgerichtshof zur Si-
cherung der Gesetzmäßig-
keit der Verwaltung beru-
fen, ist nunmehr eine zwei-
stufige Verwaltungsge-
richtsbarkeit als sogenann-
tes „9+2-Modell“ eingerich-
tet. 

Die als Meilenstein in der
österreichischen Verfas-
sungsgeschichte bezeichnete
Reform umfasst im Wesent-
lichen folgende Eckpunkte:

Zweistufige Verwaltungs-
gerichtsbarkeit. Verwal-
tungsinterne Instanzenzüge
wurden abgeschafft, grund-
sätzlich entscheidet nur mehr
eine verwaltungsbehördliche
Instanz. Beschwerden gegen
eine verwaltungsbehördliche
Entscheidung gehen entwe-
der zu einem Landesverwal-
tungsgericht, zum Bundes-
verwaltungsgericht oder
Bundesfinanzgericht. Nur im
eigenen Wirkungsbereich
der Gemeinden bleibt ein
zweistufiger Instanzenzug
bestehen.

Gemäß diesem Modell
wurden elf Verwaltungsge-
richte geschaffen, jeweils ein
Landesverwaltungsgericht
(LVwG) für jedes Bundes-
land, ein Verwaltungsgericht
des Bundes (Bundesverwal-
tungsgericht – BVwG) sowie
ein Verwaltungsgericht des
Bundes für Finanzen (Bun-
desfinanzgericht – BFG). Die
UVS in den Ländern wurden
aufgelöst. Die Verwaltungs-
gerichte des Bundes ersetzen
vor allem den Asylgerichts-
hof, den unabhängigen Fi-
nanzsenat und das Bundes-
vergabeamt. Ebenso gingen
die Zuständigkeiten von Son-
derbehörden, der Kollegial-

behörden mit richterlichem
Einschlag und sonstiger wei-
sungsfreier Organe (soweit
sie rechtsprechende Tätigkeit
ausübten) auf die Verwal-
tungsgerichte über (insge-
samt 33 unabhängige Bun-
desverwaltungsbehörden, ei-
ne größere Anzahl auf Seiten
der Länder, etwa die Grund-
verkehrskommissionen).

Zuständigkeiten. Die
Bundesverfassung legt die
grundsätzlichen Zuständig-
keiten der Verwaltungsge-
richte fest. Demgemäß ist
den Verwaltungsgerichten
im Wesentlichen die Ent-
scheidung über Bescheidbe-
schwerden, Maßnahmenbe-
schwerden und Säumnisbe-
schwerden übertragen. 

Sie entscheiden in der Sa-
che selbst. Für die Gerichte
wird strukturell an den bis-
herigen Kompetenzen der
UVS angeknüpft, wobei in
mehrfacher Hinsicht Erwei-
terungen vorgesehen sind.
Kernbestandteil bleibt die
Kontrolle des bescheidför-
migen Verhaltens von Ver-
waltungsbehörden, die Kon-
trolle der Akte unmittelbarer

verwaltungsbehördlicher Be-
fehls- und Zwangsgewalt
und die Säumniskontrolle im
jeweiligen Zuständigkeitsbe-
reich. Auch die Weisungsbe-
schwerde im Bereich der
Schulbehörden ist als Zu-
ständigkeit der Verwaltungs-
gerichte vorgesehen, über
die bislang der VwGH ent-
schieden hat.

Neben den von der Ver-
fassung den Verwaltungsge-
richten zugewiesenen Zu-
ständigkeiten können den
Verwaltungsgerichten ge-
mäß Art 130 Abs 2 B-VG
durch Bundes- oder Landes-
gesetz sonstige Zuständig-
keiten zugewiesen werden.

Die örtliche Zuständig-
keit des Bundesverwaltungs-
gerichts erstreckt sich auf
das gesamte Bundesgebiet,
jene der Landesverwaltungs-
gerichte ist im Verwaltungs-
gerichtsverfahrensgesetz   ( §
 3) geregelt. 

Zuständigkeit des Verwal-
tungsgerichtshofes. Hier er-
folgte eine grundlegende
Änderung: Gegenstand des
Verfahrens vor dem VwGH
sind Revisionen gegen das

Erkenntnis eines Verwal-
tungsgerichts wegen Rechts-
widrigkeit (Art. 133 Abs 1 Z
1 B-VG), Beschwerden we-
gen Verletzung der Entschei-
dungspflicht eines Verwal-
tungsgerichts sowie Kompe-
tenzkonflikte zwischen den
Verwaltungsgerichten. Bis-
lang hatte der VwGH nur ei-
ne kassatorische Entschei-
dungsbefugnis. Das Revisi-
onsmodell orientiert sich am
Muster des Zivilprozess-
rechts. 

Die Revision an den
VwGH gegen ein Erkenntnis
oder einen Beschluss eines
Verwaltungsgerichtes ist zu-
lässig, wenn sie von der Lö-
sung einer Rechtsfrage ab-
hängt, der grundsätzliche
Bedeutung zukommt, insbe-
sondere weil das Erkenntnis
von der Rechtsprechung des
VwGH abweicht, eine
Rechtsprechung fehlt oder
die zu lösende Rechtsfrage
in der bisherigen Rechtspre-
chung des VwGH nicht ein-
heitlich beantwortet wird.
Inwieweit gegen Beschlüsse
der Verwaltungsgerichte Re-
vision erhoben werden kann,
bestimmt das Verwaltungs-
gerichtshofgesetz. 

Das Verwaltungsgericht
entscheidet über den Zugang
zum VwGH mittels Revisi-
on, in dem es im Spruch des
Erkenntnisses bzw. Be-
schlusses auszusprechen hat,
ob die ordentliche Revision
zulässig ist, und im Fall,
dass dies verneint wird, nur
mehr die außerordentliche
Revision in Betracht kommt.

Zuständigkeitsabgren-
zung. Die grundsätzliche Zu-
ständigkeitsabgrenzung zwi-
schen dem BVwG und den
Verwaltungsgerichten der
Länder wird in der Bundes-
verfassung getroffen. 
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Harald Perl, Präsident des
neuen Bundesverwaltungs-
gerichts.

Michael Sachs, Vizepräsi-
dent des Bundesverwal-
tungsgerichts.

Neues Rechtsschutzsystem
Die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 ist am 1. Jänner 2014 in Kraft getreten. Damit wird 

im Rechtsschutz in der öffentlichen Verwaltung ein struktureller Systemwechsel vollzogen. 



Folgendes Modell liegt
der Abgrenzung zugrunde:
Es ist eine Generalklausel
(Art. 131 Abs. 1 B-VG) mit
dem Inhalt einer grundsätzli-
chen Zuständigkeit der Ver-
waltungsgerichte der Länder
mit taxativen Ausnahmen für
das BVwG verankert. Die ta-
xativen Zuständigkeiten des
Bundesverwaltungsgerichts
sind in Art. 131 Abs. 2 B-
VG geregelt. Für das Bun-
desfinanzgericht erfolgt die
Festlegung in Art. 131 Abs
3. B-VG. Demnach hat das
BFG zu erkennen über Be-
schwerden gegen Bescheide
wegen Rechtswidrigkeit, ge-
gen die Ausübung unmittel-
barer verwaltungsbehördli-
cher Befehls- und Zwangs-
gewalt wegen Rechtswidrig-
keit sowie wegen Verletzung
der Entscheidungspflicht
durch eine Verwaltungsbe-
hörde in solchen Rechtssa-
chen in Angelegenheiten der
öffentlichen Abgaben (mit
Ausnahme der Verwaltungs-
abgaben des Bundes, der
Länder und Gemeinden) und
des Finanzstrafrechts sowie
in sonstigen gesetzlich fest-
gelegten Angelegenheiten,
soweit diese Angelegenhei-
ten unmittelbar von Abga-
ben- oder Finanzstrafbehör-
den des Bundes besorgt wer-
den.

Das BVwG erkennt über
Beschwerden in jenen
Rechtssachen, in denen An-
gelegenheiten der Bundes-
vollziehung unmittelbar von
Bundesbehörden besorgt
werden. Nach den Erläute-
rungen ist die Zuständigkeit
des BVwG unabhängig da-
von gegeben, ob die betref-
fende Angelegenheit in Art.
102 Abs. 2 B-VG genannt ist
oder ob sich ihre Besorgung
in unmittelbarer Bundesver-
waltung aus anderen Bestim-
mungen ergibt. Eine Zustän-
digkeit des BVwG besteht
auch dann, wenn die Voll-
ziehung durch Bundesbehör-
den erfolgt, die gemäß Art.
102 Abs. 4 B-VG mit Zu-
stimmung der Länder für an-

dere als die im Art. 102 Abs.
2 B-VG bezeichneten Ange-
legenheiten errichtet wurden.
Dagegen ist allerdings keine
Zuständigkeit des BVwG ge-
geben, wenn in einer Ange-
legenheit, die in mittelbarer
Bundesverwaltung besorgt
wird, ausnahmsweise eine
erst- und letztinstanzliche
Zuständigkeit eines Bundes-
ministers vorgesehen ist.
Nach der genannten Gene-
ralklausel fallen nach den
Erläuterungen auch solche
Angelegenheiten in die Zu-
ständigkeit der Verwaltungs-
gerichte der Länder, die we-
der in unmittelbarer noch in
mittelbarer Bundesverwal-
tung vollzogen werden, etwa
– für das BMI von Bedeu-
tung – bei der Vollziehung
durch die Sicherheitsbehör-
den des Bundes. 

Beschwerdelegitimation.
Beschwerde kann grundsätz-
lich gegen alle Bescheide im
Sinne des AVG erhoben
werden. Beschwerdelegiti-
miert ist, wer durch einen
Bescheid in seinen Rechten
verletzt zu sein behauptet. Es
besteht keine Anwaltspflicht,
Verfahrenshilfe kann in Ver-
waltungsstrafangelegenhei-
ten gewährt werden. Zur Be-
schwerdeerhebung bei Maß-
nahmenbeschwerden ist legi-
timiert, wer behauptet, durch
die Ausübung unmittelbarer
verwaltungsbehördlicher Be-
fehls- und Zwangsgewalt in
seinen Rechten verletzt zu

sein. Die Beschwerdefrist
beträgt sechs Wochen. Letzt-
lich kann Säumnisbeschwer-
de erheben, wer im Verwal-
tungsverfahren als Partei zur
Geltendmachung der Ent-
scheidungspflicht berechtigt
zu sein behauptet.

Instanzenzug von der Ver-
waltungsbehörde an ordent-
liche Gerichte. Eine struktu-
relle Änderung wurde auch
in Art. 94 B-VG vorgenom-
men. Dessen grundsätzli-
chem Konzept folgend ist
die Justiz von der Verwal-
tung in allen Instanzen ge-
trennt, was bedeutet, dass
ein Instanzenzug von einer
Verwaltungsbehörde an ein
Gericht oder umgekehrt aus-
geschlossen ist. Nunmehr
wurde ergänzend geregelt,
dass durch Bundes- oder
Landesgesetz in einzelnen
Angelegenheiten anstelle der
Erhebung einer Beschwerde
beim Verwaltungsgericht ein
Instanzenzug von der Ver-
waltungsbehörde an die or-
dentlichen Gerichte vorgese-
hen werden kann. Dies er-
möglichte auch eine Neufas-
sung des § 106 StPO, sodass
seit 1. Jänner 2014 auch ein
Einspruch an das Gericht bei
behaupteten Rechtsverlet-
zungen durch die Kriminal-
polizei vorgesehen ist. 

Verwaltungsgerichtsan-
passung im BMI. Mit dem
Verwaltungsgerichts-Anpas-
sungsgesetz-Inneres, BGBl.

I Nr. 161/2013, das ebenfalls
am 1. Jänner 2014 in Kraft
getreten ist, erfolgte eine
Adaptierung jener Bundes-
gesetze an die Verwaltungs-
gerichtsbarkeits-Novelle
2012, deren Regelungsinhal-
te gemäß dem Bundesminis-
teriengesetz dem Wirkungs-
bereich des Bundesministeri-
ums für Inneres zur Besor-
gung zugewiesen sind.
Grundsätzlich wird geregelt,
dass dabei die Kompetenz
zur Entscheidung über Be-
schwerden den Landesver-
waltungsgerichten zukommt. 

Im Sicherheitspolizeige-
setz wird etwa festgelegt,
dass über alle Beschwerden
wegen Verletzung subjekti-
ver Rechte – auch gegen
Verletzungen der Richtlini-
enverordnung – die Landes-
verwaltungsgerichte erken-
nen. 

Ein Rechtszug zum Bun-
desverwaltungsgericht findet
sich etwa im Zivildienstge-
setz (in erster Instanz ent-
scheidet die Zivildienstser-
viceagentur, eine Bundesbe-
hörde) oder bei außerge-
wöhnlichen Zuständigkeits-
regelungen, wie etwa im
Waffengesetz, soweit die
Bundesministerin für Inneres
als oberstes Organ der Bun-
desverwaltung entscheidet.
Im Sicherheitspolizeigesetz
sind auch ein Eintrittsrecht
der Bundesministerin für In-
neres in ein Verfahren beim
Bundesverwaltungsgericht
gegen Entscheidungen der
Datenschutzbehörde sowie
ein Revisionsrecht an den
Verwaltungsgerichtshof vor-
gesehen. Im Zivildienstge-
setz wurde der unabhängige
Beirat für Zivildienstbe-
schwerdeangelegenheiten
eingerichtet. 

Im BFA-Verfahrensge-
setz, das ebenfalls am 1. Jän-
ner 2014 in Kraft getreten
ist, ist festgelegt, dass gegen
Bescheide und Maßnahmen
des Bundesamtes für Frem-
denwesen und Asyl das Bun-
desverwaltungsgericht ent-
scheidet.             Peter Andre
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Gebäude des Bundesverwaltungsgerichts in Wien.


